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DGB-Bundesvorstand, Abteilung Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik    10.04.2025 

 

Wer zahlt die Zoll-Zeche?
Vergangene Woche hat US-Präsident Donald 

Trump Zölle gegen fast jedes Land der Welt ange-
kündigt. Die Höhe des Zolls hängt davon ab, wie 

hoch das Handelsdefizit der USA mit dem jeweili-

gen Land ist – wie stark also der Wert der US-Im-
porte aus einem Land, die US-Exporte in dieses 

Land übersteigen. Mit tatsächlich bisher erhobe-
nen Zöllen oder Handelsbarrieren hat diese Me-

thode nichts zu tun. Auch der Handel mit Dienst-
leistungen – bei dem die USA oft Überschüsse 

haben – wird außer Acht gelassen. Dabei läge das 
US-Handelsdefizit mit der EU bei Berücksichti-

gung der Dienstleistungen nur noch bei 

48 Mrd. Euro anstatt 157 Mrd. Euro (siehe Grafik). 

Die neuen Zölle, die nun vorerst für 90 Tage pau-

siert werden sollen, erhöhen die Preise bei aus-
ländischen Gütern und Vorprodukten in den USA. 

Importzölle wirken wie eine regressive Steuer. 

Das heißt sie treffen einkommensschwache Haus-

halte besonders stark. Gerade ärmere US-Ver-
braucher*innen werden folglich am meisten un-

ter dieser Politik zu leiden haben.  

Aber auch für eine exportabhängige Volkswirt-

schaft wie Deutschland sind neue Zölle eine 
schlechte Nachricht. Insbesondere für Branchen, 

die sich stark abhängig vom US-Markt gemacht 

haben, sind die Zölle eine Belastung. Wichtig ist 
deshalb, dass die Auswirkungen der US-Zollpoli-

tik nicht zulasten der Beschäftigten gehen. Eine 
europäische Antwort auf die Zölle muss immer 

auch die Sicherung von Arbeitsplätzen in den be-
troffenen Branchen im Blick haben. Die EU, die in 
handelspolitischen Fragen zuständig ist, hat ein 

breites Instrumentarium zur Verfügung, mit dem 

sie reagieren kann. Eine enge europäische Ab-
stimmung auch mit anderen besonders betroffe-
nen Ländern, wie z. B. Großbritannien, Kanada 

und Mexiko, wäre sinnvoll. 

Absurd ist allerdings, dass einige in Deutschland 
Trumps Zölle jetzt zum Vorwand nehmen, um alte 
neoliberale Forderungen aus der Mottenkiste zu 

holen: Kanzlerkandidat Merz und der CDU-Wirt-

schaftsflügel fordern beispielsweise, wegen der 
Zölle die „Wettbewerbsfähigkeit“ ins Zentrum zu 

stellen. Unternehmenssteuern sollen gesenkt, 

der Sozialstaat beschnitten und sonstige Kosten 
für die deutsche Wirtschaft reduziert werden. 

Doch eine solche Politik wäre nicht nur unsozial 
und würde die Einnahmen und die Gestaltungsfä-

higkeit unseres Gemeinwesens gefährden, sie 

ginge auch komplett an den Problemen vorbei.  

Die Zölle wirken auf die deutsche Volkswirtschaft 

wie ein negativer Nachfrageschock, weil die Ex-
portnachfrage aus den USA unter Druck gerät. Da-

ran kann eine Politik, die auf billigere Angebots-
bedingungen für deutsche Unternehmen setzt 

(durch Steuersenkungen etc.) gar nichts ändern. 
Stattdessen braucht es eine nachfrageorientierte 

Wirtschaftspolitik: Durch höhere Löhne, eine Stär-

kung der Kaufkraft, mehr öffentliche Investitio-

nen, also eine Erhöhung der Binnennachfrage in 
Europa, könnte zumindest ein Teil des Zoll-
schocks aufgefangen werden. Um die Folgen der 

entstehenden Wohlfahrtsverluste zusätzlich ab-
zumildern, braucht es außerdem eine Vermögen-
steuer, um diejenigen, die als Unternehmenseig-

ner überproportional vom bisherigen Handel mit 
den USA profitiert haben, an den Kosten zu betei-

ligen.  

Alles andere wäre sowohl unsolidarisch als auch 

ökonomisch kontraproduktiv.  
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